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Abréviations

AHV Alters- und Hinterlassenenversicherung
SGK-SR Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des Ständerates
IV Invalidenversicherung

AVS Assurance-vieillesse et survivants
CSSS-CE Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil des
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AI Assurance-invalidité
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Chronique générale

Politique sociale

Santé, assistance sociale, sport

Stupéfiants

Anfänglich habe man die E-Zigarette als «ein Mittel zur Rauchentwöhnung» erachtet,
erklärte der Bundesrat in seiner Botschaft zur Änderung des Tabaksteuergesetzes zur
Besteuerung von E-Zigaretten. Folglich habe man die E-Zigaretten aufgrund einer
Motion Zanetti (sp, SO; Mo. 11.3178) im April 2012 von der Tabaksteuer befreit – diese
Änderung solle nun teilweise rückgängig gemacht werden. In Umsetzung einer
überwiesenen Motion der SGK-SR (Mo. 19.3958) soll bei E-Zigaretten erneut eine
Tabaksteuer erhoben werden. Konkret soll die nikotinhaltige Flüssigkeit für E-Zigaretten
mit nachfüllbaren Behältern sowie mit Einwegkartuschen und -kapseln besteuert
werden, wobei der Steuersatz 20 Rp. pro Milliliter betragen und 93 Prozent unter
demjenigen von klassischen Zigaretten liegen soll. Bei Einweg-E-Zigaretten werden
hingegen sowohl die nikotinhaltige als auch die nikotinlose Flüssigkeit besteuert, hier
soll der Steuersatz CHF 1 pro Milliliter betragen und 67 Prozent unter demjenigen der
klassischen Zigaretten zu liegen kommen. Der Bundesrat erhoffte sich von dieser
Besteuerung eine präventive Wirkung beim Jugendschutz ohne Abschreckung der
«aufhörwillige[n] Raucherinnen und Raucher». Die geschätzten Zusatzeinnahmen von
CHF 13.8 Mio. jährlich sollen wie die übrige Tabaksteuer der AHV und der IV
zugutekommen.

Die Vernehmlassung zum Entwurf, welche zwischen Dezember 2021 und März 2022
stattgefunden hatte, war auf reges Interesse gestossen: Es waren 572 Stellungnahmen
eingegangen, wobei die Wiedereinführung der Besteuerung breit begrüsst worden war
– einzig die SVP und verschiedene Privatpersonen hatten sich dagegen ausgesprochen.
Als Reaktion auf die Vernehmlassungsantworten hatte der Bundesrat die
Steuerbemessung vereinheitlicht, sodass diese neu eben in Abhängigkeit der Menge
nikotinhaltiger Flüssigkeit erfolgen soll. Auf Wunsch insbesondere von
Präventionsorganisationen habe man überdies den Steuertarif auf Einweg-E-Zigaretten
erhöht und zum Jugendschutz etwa auch nikotinlose Einweg-E-Zigaretten in die Steuer
einbezogen, berichtete der Bundesrat in seiner Botschaft. 1

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 26.10.2022
ANJA HEIDELBERGER

In der Frühjahrssession 2023 stand die Änderung des Tabaksteuergesetzes zur
Besteuerung von E-Zigaretten auf der ständerätlichen Traktandenliste. Roberto
Zanetti (sp, SO), Urheber des damaligen Vorstosses auf Steuerbefreiung der E-
Zigaretten, nutzte die Chance, um auf seine «immerhin edle[n] Motive» hinzuweisen –
er habe sich davon eine «Ausstiegshilfe» erhofft, es habe sich aber herausgestellt, dass
es sich dabei eher um eine «Einstiegshilfe» handle. Die Mehrheit der SGK-SR hatte sich
zuvor gänzlich mit dem bundesrätlichen Vorschlag einverstanden gezeigt, jedoch lag ein
umfassender Minderheitsantrag von Carlo Sommaruga (sp, GE) für eine allgemeine
Änderung des Tabakgesetzes vor. Revisionen des Tabakbesteuerungsgesetzes seien
selten, deshalb müsse man diese Chance nutzen, um Ungereimtheiten im Gesetz zu
beheben, begründete der Antragsteller sein Vorgehen. Heute gebe es neben Zigaretten
und Feinschnitttabak eine weitere Kategorie mit Tabakprodukten zum Erhitzen –
beispielsweise «Iqos» von Philip Morris – , welche um 88 Prozent tiefer besteuert
würde als klassische Zigaretten. Die angeblich geringere Schädlichkeit dieser Produkte
sei jedoch nicht erwiesen, argumentierte Sommaruga. Entsprechend sollen diese
gleichbehandelt werden wie klassische Zigaretten, während Snus, das insbesondere bei
der Jugend im Trend stünde, oder andere Tabakfabrikate zukünftig wie
Feinschnitttabak besteuert werden sollten. Finanzministerin Keller-Sutter sprach sich
gegen diese Änderung aus, da damit die Steuer auf einigen Produkten fünfmal höher
ausfallen würde als bisher. Kommissionssprecher Kuprecht (svp, SZ) befürchtete davon
überdies eine Zunahme des Einkaufstourismus und Schmuggels. Mit 31 zu 9 Stimmen
(bei 2 Enthaltungen) sprach sich der Ständerat gegen den Minderheitsantrag aus.
Erfolglos blieb auch Sommarugas Antrag, dass neben Zigaretten und Feinschnitttabak
auch alle anderen Tabakprodukte über eine Abgabe zur Finanzierung des
Präventionsfonds herangezogen würden, um eine Gleichbehandlung aller Produkte
herzustellen. 
Stillschweigend hiess der Ständerat hingegen die neuen Regelungen zu den E-
Zigaretten gut. Einzig bei der Höhe der neuen Steuer lag ebenfalls ein

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 08.03.2023
ANJA HEIDELBERGER
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Minderheitsantrag vor: Eine Minderheit Germann (svp, SH) schlug vor, die neue Steuer
für nikotinhaltige Flüssigkeiten von nachfüllbaren E-Zigaretten auf 11 statt 20 Rappen
pro Milliliter festzulegen. Da deren Schädlichkeitspotenzial um 95 Prozent tiefer liege
als dasjenige von Zigaretten, solle auch die Steuer entsprechend 95 Prozent niedriger
sein. Zwar seien 20 Rappen «im Vergleich zum Risikoprofil eher hoch», pflichtete ihm
die Finanzministerin bei, jedoch entstamme die 95 Prozent tiefere Schädlichkeit aus
Schätzungen und sei daher nicht sehr genau. Mit 24 zu 16 Stimmen (bei 1 Enthaltung)
folgte der Ständerat seiner Kommissionsmehrheit. Anschliessend nahm er den Entwurf
in der Gesamtabstimmung mit 40 zu 1 Stimme – derjenigen von Hannes Germann – an. 2

1) BBl, 2022 2752; Ergebnisbericht zur Vernehmlassung bezüglich der Besteuerung der E-Zigarette
2) AB SR, 2023, S. 131 ff.
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